
forderlich und geeignet sind, Veränderungen der Ent­
lohnung bzw. der Umstände, die auf die Berechnung 
und Auszahlung des Lohnes Einfluß haben, rechtzeitig 
und richtig zu erfassen und bei der Berechnung und 
Auszahlung des Lohnes zu berücksichtigen“ (S. 131). 
Hingewiesen werden kann hier nur noch auf die eben­
falls bemerkenswerte Rechtssätze und neue, schöpfe­
rische Gedanken enthaltenden Entscheidungen über 
Streitigkeiten aus Arbeitsunfällen (S. 195 ff., 204 ff.) so­
wie über die Urlaubsabgeltung (S. 233 ff.). Diese — 
wie übrigens auch die hier behandelten Urteile — 
können in einer Besprechung nicht in ihrem gesamten 
Gehalt ausgeschöpft werden.

Arbeitsverfahrensrechtliche Grundfragen
Besonders ist das Bemühen des Senats für Arbeits­
rechtssachen hervorzuheben, die Einheit von materiel­
lem Recht und Prozeßrecht herzustellen und mit einer 
der sozialistischen Gesetzlichkeit entsprechenden Ent­
scheidung über den Anspruch Wege zu seiner Verwirk­
lichung zu weisen. Die Anleitung der Instanzgerichte 
für die wirksame Erfüllung der Aufgaben der Arbeits­
rechtsprechung steht dabei im Mittelpunkt. Drei mit­
einander eng verbundene Fragenkomplexe durchziehen 
die meisten prozessualen Entscheidungen.

Erforschung der objektiven Wahrheit
Die umfassende Sachverhaltsaufklärung unter dem 
Gesichtspunkt der Erforschung der objektiven Wahr­
heit ist eine der kompliziertesten Aufgaben der Ar­
beitsrechtsprechung. Das Oberste Gericht hat klar aus­
gesprochen, daß die Gerichte in jedem Arbeitsstreitfall 
den Sachverhalt mit dem Ziel aufzuklären haben, die 
objektive Wahrheit zu erforschen, und daß im Urteil 
die Rechtsfolge ausgesprochen werden muß, die dem 
festgestellten Sachverhalt entspricht (S. 144 f.). Es wird 
gefordert, bei der Entscheidung über die materielle 
Verantwortlichkeit gleichzeitig mit der gründlichen 
und umfassenden Sachverhaltsaufklärung die Ursachen 
der im Verantwortungsbereich des Werktätigen auf­
getretenen Inventurfehlbeträge vollständig zu ermit­
teln und daraufhin festzustellen, wem diese Ursachen 
als Verschulden zur Last fallen (S. 55, 72).
Bedeutsam ist hierbei auch der Rechtssatz, daß „die 
Beweiswürdigung nicht in das subjektive Belieben des 
Gerichts gestellt ist. Sie vollzieht sich vielmehr unter 
Zugrundelegung objektiver Kriterien und kann daher 
auch an Hand dieser objektiven Kriterien auf ihre 
Richtigkeit hin überprüft werden“ (S. 259). In diesem 
Zusammenhang setzt sich der Senat auch mit den An­
forderungen an Gutachten und ihrem Beweiswert aus­
einander und entwickelt Kriterien für die Würdigung 
des Gutachtens zur Feststellung der objektiven Wahr­
heit (S. 260 f.). .

Zur Bindung des Gerichts an die Anträge der Parteien
Der Grundsatz, daß die im Urteil ausgesprochene 
Rechtsfolge dem festgestellten Sachverhalt entsprechen 
muß, verlangt, die Vorschriften der AGO über den 
Antrag der Parteien im Verfahren voll durchzusetzen. 
Das Oberste Gericht stellt hierzu im Urteil vom
19. Juli 1963 - Za 24/63 - (S. 191) fest: „Jede Verurtei­
lung einer Partei bedarf eines dahingehenden Antrages 
als verfahrensrechtliche Grundlage.“ Die Gerichte ha­
ben die Verpflichtung, gern. § 30 Abs. 2 AGO auf die 
sachdienliche Antragstellung durch die Parteien hin­
zuwirken; ist dieses Bemühen erfolglos, so darf man­
gels Sachantrags eine Verurteilung nicht erfolgen 
(S. 119, 195). Die Bestimmung des § 37 Abs. 2 Satz 3 
AGO, die für die Aufgaben der Gerichte bei der 
Durchsetzung der sozialistischen Gesetzlichkeit kenn­

zeichnend ist, legt der Senat so aus, daß das Gericht, 
wenn die sozialistische Gesetzlichkeit es erfordert, 
zwar über die Anträge hinausgehen, nicht aber feh­
lende Anträge der Parteien vollständig ersetzen kann 
(S. 194).
Unbestritten ist, daß das Gericht nur auf Grund einer 
Klage tätig werden und nur unter aktiver Mitwirkung 
der Parteien den Sachverhalt aufklären und mit ihnen 
gemeinsam wirksame Maßnahmen zur Beseitigung der 
Ursachen von Arbeitsstreitigkeiten festlegen kann. 
Deshalb ist in § 31 Abs. 1 AGO die Rechtspflicht der 
Parteien zur aktiven Mitwirkung am Verfahren fest­
gelegt. Dazu gehört natürlich auch, daß die Parteien 
sachdienliche Anträge stellen, und zwar sowohl pro­
zessuale als auch Sachan träge. Aus den Anträgen er­
gibt sich, inwieweit die Parteien den Prozeßstoff be­
herrschen. § 30 Abs. 2 AGO verpflichtet das Gericht, 
die Parteien beim Erkennen der objektiven Wahrheit 
und der sich daraus ergebenden tatsächlichen und 
rechtlichen Konsequenzen zu unterstützen und sie ins­
besondere zu befähigen, sachdienliche Anträge zu stel­
len. Daraus kann man u. E. jedoch nicht die Schluß­
folgerung ableiten, daß das Vorliegen eines Antrags in 
jedem Falle Sachurteilsvoraussetzung für das Gericht 
ist, zumal es in Ausnahmefällen auch unter voller Aus­
nutzung der gerichtlichen Möglichkeiten nicht gelingt, 
die Parteien zu entsprechender Antragstellung zu be­
wegen. § 30 Abs. 1 AGO fordert diese absolute Kon­
sequenz ebenfalls nicht.
Aber auch aus § 37 Abs. 2 Satz 3 AGO kann man sie 
u. E. nicht herleiten. Der Wortlaut dieser Vorschrift 
läßt zwei Auslegungen zu: Man kann „über die An­
träge der Parteien hinausgehen“, indem man das Vor­
liegen eines Sachantrages voraussetzt und dem Gericht 
lediglich die Möglichkeit gibt, umfangmäßig zu erwei­
tern. Dieser Auffassung folgt der Senat. Man kann 
aber auch über die Anträge hinausgehen, indem man 
sowohl mehr als auch anderes zuspricht, als in den 
Anträgen gefordert wird. Diese Variante ist nicht nur 
logisch und nach dem Wortlaut des Gesetzes möglich; 
auch der Sinn des Gesetzes und die Aufgaben der Ge­
richte bei der Durchsetzung der sozialistischen Gesetz­
lichkeit erfordern es geradezu, daß das Gericht bei 
seiner Sachentscheidung nicht an Prozeßhandlungfen 
uneinsichtiger Parteien gebunden ist18. Das gesellschaft­
liche Interesse an der vollständigen Erledigung der 
Hauptsache kann sich nicht darauf beschränken, nur 
dann mehr zuzusprechen, wenn einem Prozeßbeteilig­
ten ein anderer, nicht im Antrag geforderter, aber zur 
vollständigen Erledigung der Hauptsache zählender 
Anspruch zweifelsfrei zusteht. Dafür gibt es auch gar 
keinen praktischen Grund19.

Sicherung der prozessualen Rechte der Werktätigen
Die Skala der Sicherung der prozessualen Rechte der 
Prozeßbeteiligten reicht von der exakten Schuld fest- 
stellung bei der materiellen Verantwortlichkeit über 
die Kriterien für die Einigung und Klagerücknahme 
bis hin zur Fristberechnung. In allen Entscheidungen 
wird das Bemühen des Senats deutlich, die soziali-

18 Bel der Einbeziehung Dritter als Partei ln das Verfahren 
wird das ganz deutlich. Hier ist nach Auffassung des Senats 
der Dritte aus dem Verfahren zu entlassen, „falls der Antrag 
trotz Aufforderung dazu nicht nachgeholt wird“ (S. 195) — dies 
auch dann, wenn einwandfrei feststeht, daß der einbezogene 
Dritte den Schaden verursacht oder mit verursacht hat.
Vgl. hierzu Bredemitz, „Die Einbeziehung Dritter als Partei in 
das arbeitsrechtliche Verfahren“, NJ 1965 S. 12 ff. (S. 16); Paul, 
„Nochmals: Einbeziehung Dritter in das arbeitsrechtliche Ver­
fahren“, NJ 1965 S. 202 ff. In diesen Beiträgen wird zu den Ur­
teilen des Obersten Gerichts zur Einbeziehung Dritter kritisch 
Stellung genommen, so daß hier auf ihre Besprechung ver­
zichtet werden kann.
19 Wir sind uns darüber im klaren, daß die Problematik der 
Bindung an die Anträge der Parteien ein Grundproblem des 
arbeitsrechtlichen Verfahrens ist, das in einer Rezension nicht 
allseitig untersucht werden kann. Unsere Ausführungen sind 
daher als Anregung zur Diskussion gedacht.
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